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- Vertrauen durch Transparenz –

� Grundlegende Informationen für eine 
Datenschutz-Policy sowie Formulierungen

� abrufbar unter www.gdd.de 
(Rubrik „Aktuelles“).
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GDD-Arbeitskreis
„BDSG 2001”

Demnächst:  Praxishilfe II

���� Datenübermittlung ins Ausland
���� Automatisierte Einzelentscheidung
���� Videoüberwachung 
���� Chipkarten 
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Inhaltsverzeichnis

Teil A
Einführung in die Datenschutzorganisation
1. Der betriebliche Datenschutzbeauftragte als "Datenschutz-Manager" 
2. Notwendigkeit einer datenschutzgerechten Organisation 
3. Einbindung des Datenschutzbeauftragten in die betriebliche 

Organisation 
4. Aufbau und Pflege der Datenschutzorganisation 
5. Checkliste zur Datenschutzorganisation

Teil B
Die für die private Wirtschaft relevanten Bestimmun gen des BDSG
1. Der Aufbau des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG)
2. Gesetzestext - Kommentar und Umsetzungsmaßnahmen
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Muster für die Datenschutzorganisation

1. Bestellung eines Datenschutzbeauftragten
2. Stellenbeschreibung für einen betrieblichen 

Datenschutzbeauftragten (Musterbeispiel)
3. Verpflichtungsschreiben an Mitarbeiter
4. Allgemeines Einführungsschreiben an neu eingestellte 

Mitarbeiter
5. Merkblatt Datenschutz für Mitarbeiter
6. Erläuterungen zu Verfahrensverzeichnis, 

Verarbeitungsübersicht, Vorabkontrolle
7. Formular für ein Verfahrensverzeichnis für jedermann
8. Anleitung zur Erstellung eines Verfahrensverzeichnisses
9. „Interne“ Verarbeitungsübersicht
10. Vorabkontrolle
11. Organisationsvorschlag zur Einrichtung der Auskunftsroutine 

nach §§ 34, 6 Abs. 2 BDSG
12. Mitbestimmung und Arbeitnehmerdatenschutz
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• Hintergrund: Kommissionsbericht
- an Europäisches Parlament gem. Art. 33

• Vorbereitungsphase:

- Stellungnahmen von Wirtschaftsorganen und 
Kontrollstellen

- Online-Konsultation (982 verantw. Stellen; 9150 
Bürger)

- Konferenz der EU-Kommission 30.09 – 01.10.02 
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• Grds. Revision der Richtlinie wäre verfrüht!

• Förderung der betriebl. 
Selbstkontrollprinzips und des 
behördlichen wie betrieblichen
Datenschutzbeauftragten

• Vereinfachung von Drittlandtransfers

• Konzern-DSB mit vereinfachten 
Bestellungsvoraussetzungen.
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• Mitte Mai 2003 Vorlage des Berichts
• Erreichung der mit der DS-RiLi verfolgten 

Ziele der Gewährleistung eines wirksamen 
Datenschutzes und  Erleichterung der 
Datenübermittlung in der EU

• Arbeitsprogramm zum Abbau vorhandener 
Unterschiede

/�����������������;�����������
/��#8<�������=#66����#�



��������	��

	


	�����������������

© ��������

/�����������������;�����������
/��#8<�������=#66����#�

Im Einzelnen:

• Nutzung der in Art. 18 Abs. 2 der Richtlinie 
vorgesehenen Möglichkeit, der Bestellung eines 
Datenschutzbeauftragten , die zu einer Befreiung 
von der Meldepflicht gegenüber der staatlichen 
Aufsichtsbehörde führt 

•Harmonisierung und Vereinfachung im Hinblick auf 
die den verantwortlichen Stellen obliegende 
Meldeverpflichtung 
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– Drittlandtransfers
• stärkere Nutzung von Entscheidungen über 

die Angemessenheit des Datenschutzes in 
Drittländern nach Art. 25 Abs. 6,

• Flexiblere Möglichkeiten (insbes. C.o.C.)
• Unterstützung durch Guidelines und 

Interpretationshilfen (Art. 29-Gruppe)

– Entschlossenere Förderung sog. PET`s
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• Öffentliche Meinungsumfrage

• Die GDD hat sich an der Umfrage zu 
beteiligen  speziell zu den Aspekte 
„Videoüberwachung am Arbeitsplatz“ und 
„Anwendungsbereich des § 6b BDSG“
siehe im Einzelnen GDD-Mitteilungen 3-4/2003, S. 5 ff.
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- Abgabe von Empfehlungen im Hinblick 
auf die Abgrenzung zwischen öffentlich 
zugänglichen und nicht öffentlich 
zugänglichen Räumen

- Vorabkontrolle nicht in jedem Fall der 
Videoüberwachung notwendig

- angemessene Löschfristen
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�Videotechnik zur Kontrolle der Qualität 
und des Umfangs von Arbeitstätigkeiten, 
nicht als Regel erlaubt

�Auch Mitarbeiter können sich u.U. auf     
§ 6b BDSG berufen

�Zulässig nur, wenn bei gleichzeitiger 
Berücksichtigung des 
Verhältnismäßigkeitsprinzips 
überwiegende Sicherheitsinteressen
erforderlich 
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BAG vom 27. März 2003 (2 AZR 51/02), wonach 
bei Vorliegen eines hinreichend konkreten 
Verdachts einer Straftat in Ermangelung anderer 
zumutbarer Aufklärungsalternativen auch eine 
verdeckte Videoüberwachung zulässig ist. 
Diese Rechtsprechung sollte von der Daten-
schutzgruppe aufgegriffen werden. Eine ggf. 
fehlende Zustimmung der Mitarbeitervertretung 
zu der verdeckten Überwachung führt nach 
Auffassung des BAG auch nicht zu einem 
gerichtlichen Verwertungsverbot, wenn der 
Betriebsrat in Kenntnis der Sachlage der 
Kündigung zugestimmt hat. 
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GDD macht in ihrer Stellungnahme 
darauf aufmerksam, dass nicht nur 
schwerwiegende sondern auch sonstige 
Straftaten das Vertauensverhältnis 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
erheblich beeinträchtigen können.
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�Stärkung des Schutzes der Verbraucher 
vor unlauteren Wettbewerbshand-
lungen, Spamming

�Gesetzentwurf beinhaltet u.a. neue 
datenschutzrechtlich relevante 
Regelungen zur Zulässigkeit werblicher 
Ansprache
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• Umsetzung Art. 13 E-Kommunikations-DSRL

• Unerbetene Nachrichten (Direktmarketing)

• Grds. Einwilligung (opt-in)

– Telefonwerbung Privatpersonen 

– Telefonwerbung gewerbl. Bereich

– Fax

– E-Mail

– Automatische Anrufmaschinen

– Stillschweigende Einwilligung bei laufender 
Geschäftsbeziehung ausreichend
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• E-Kommunikations-DSRL
(2002/58/EG; ABl. EG v. 30.07.02, S. 37)

• Umsetzungsfrist: Oktober 2003

• Umsetzung (BMWA)
– Vornehmlich durch TKG-Novelle
– Teilweise im Multimedia- und 

Wettbewerbsrecht
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• Aufhebung der Telekommunikations-
Datenschutzverordnung (TDSV)
(Redundanzen)

• TKG
– eigener Abschnitt „Datenschutz“, „Fern-

meldegeheimnis, öff. Sicherheit“
– Allerdings weiterhin Trennung zw. TK- und 

Telediensten
– Intention, keine Normierung von 

Mindestspeicherfristen bei TK-Anbietern
– Informationspflichten bei Vertragsschluss,    

§ 88 TKG-E
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Skizzierung von
�Möglichkeiten vertraglicher Lösungen
�wesentlicher Inhalt von verbindlichen 

unternehmensinternen Vorschriften
�Es wird ein koordiniertes 

Genehmigungsverfahren vorgeschlagen
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• Bundesregierung: Initiative „pro Mittelstand“
• GDD-Stellungnahme:

– Unbürokratische Richtlinienumsetzung nutzen 
(z.B. § 4d II BDSG: Meldepflicht entfällt bei 
Bestellung eines internen oder externen DSB)

– Reduzierung von Aufbewahrungsnormen / 
Verkürzung von Aufbewahrungspflichten

– Flexible Selbstregulierung als Vorrang vor 
gesetzlicher Kodifizierung
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Unsicherheit bezüglich der Punkte
– Worum muss ich mich beim Datenschutz 

kümmern? 
– Was sind meine Risiken? 
– Welche Hilfen stehen zur Verfügung? 
– Wie kann eine schneller Überblick geschaffen 

werden, ob und an welchen Stellen 
Maßnahmen ergriffen werden müssen? 

Die Checkliste soll in zehn Punkten Antwort zu 
den aufgeworfenen Fragen geben und helfen, 
die unternehmensspezifischen Risiken zu 
identifizieren .
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• Siehe RDV 2/2003, S. 101
• Genehmigungspflicht nach § 34a 

GewO
- erforderliche Rechts- und 
Fachkenntnisse (auch DS-Kenntnisse)

• Unterrichtungspflicht bei IHK 
(Datenschutz)
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